
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, den 30. September 2010 

 
 
 

Mandantenbrief Oktober 2010 
 

Sehr geehrte Mandanten, 
 

anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Einkommensteuer 

· Verlängerung der Spekulationsfrist bei Grundstücksveräußerungsgeschäften teilweise 
verfassungswidrig 

· Vom Finanzamt geleistete Zinsen auf Einkommensteuererstattungen sind nicht zu ver-
steuern 

 
Lohn und Gehalt 

· Anwendung der 1 %-Regelung nur bei tatsächlicher privater Nutzung von Dienstwagen 
 
Erbschaft- und Schenkungsteuer 

· Ungleichbehandlung von Ehe und eingetragener Lebenspartnerschaft im Erbschaft- und 
Schenkungsteuergesetz verfassungswidrig 

 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 

Termine 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung Oktober und November 2010 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 11.10.20101 10.11.20102 
Umsatzsteuer 11.10.20103 10.11.20104 
Ende der Schonfrist      Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

14.10.2010 15.11.2010 

8.10.2010 5.11.2010 

Gewerbesteuer Entfällt 15.11.2010 
Grundsteuer Entfällt 15.11.2010 
Ende der Schonfrist  Überweisung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

Entfällt 
 

Entfällt 

18.11.2010 
 

12.11.2010 
Sozialversicherung7 27.10.2010 26.11.2010 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertrag-

steuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3  Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfrist-

verlängerung) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 25.10./24.11.2010) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch 
extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 

 

 



 

Allgemein 
Mieter dürfen Schönheitsreparaturen selbst durchführen 
Mieter dürfen ihre Wohnung selbst renovieren. Sie können vom Vermieter nicht vertraglich verpflichtet 
werden, einen Handwerker für die Durchführung von Schönheitsreparaturen zu beauftragen. 
Die bisher nicht geklärte Frage, ob der Vermieter den Mieter im Rahmen der Übertragung von Schön-
heitsreparaturen dazu verpflichten kann, die Schönheitsreparaturen durch einen Fachhandwerker 
ausführen zu lassen, hat der Bundesgerichtshof zugunsten des Mieters verneint. Das Gericht hält in 
Mietverträgen eine solche Klausel für Schönheitsreparaturen für unwirksam, weil damit die Durchfüh-
rung der Reparaturen durch den Mieter ausgeschlossen ist und dies ihn unangemessen benachteiligt. 
Denn ohne eine Abwälzung der Schönheitsreparaturen auf den Mieter wäre dieser lediglich zur fach-
gerechten Ausführung in mittlerer Art und Güte verpflichtet. Dem Interesse des Vermieters an einer 
fachgerechten Ausführung werde durch die Vornahme der Arbeiten durch einen Laien ausreichend 
Rechnung getragen, wenn dies fachgerecht geschehe. Mit dieser Entscheidung sind noch mehr Miet-
vertragsklauseln zu Schönheitsreparaturen als bisher der Rechtsprechung zum Opfer gefallen. Soweit 
die Klauseln nicht wegen starrer Fristen, überlanger Fristen oder der Ausführungsart unwirksam sind, 
scheitern sie möglicherweise nunmehr an der Fachhandwerkerklausel. 
 

Einkommensteuer 
Verlängerung der Spekulationsfrist bei Grundstücksveräußerungsgeschäften teilweise verfas-
sungswidrig 
Auf Grund des am 31. März 1999 verkündeten Steuerentlastungsgesetzes 1999/2000/2002 hat sich 
die Frist für die Veräußerung privater Grundstücke (Spekulationsfrist) auf zehn Jahre verlängert. Der 
Gesetzgeber erfasste damit ab 1999 aber auch solche Grundstücke, bei denen die bis zum 
31.12.1998 geltende Frist von zwei Jahren bereits abgelaufen war. Bis zu diesem Zeitpunkt waren 
solche Veräußerungsgeschäfte einkommensteuerfrei, wenn zwischen Anschaffung und Veräußerung 
mehr als zwei Jahre lagen. 
Das Bundesverfassungsgericht hat entschieden, dass die Verlängerung der Veräußerungsfrist auf 
zehn Jahre verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden ist. Soweit die bis zum 31.12.1998 geltende 
zweijährige Spekulationsfrist beim Verkauf eines Grundstücks im Zeitpunkt der Verkündung noch nicht 
abgelaufen war, war die Verlängerung nicht verfassungswidrig. 
Allerdings verstößt die Anwendung der verlängerten Spekulationsfrist gegen die verfassungsrechtli-
chen Grundsätze des Vertrauensschutzes, wenn ein bereits im Zeitpunkt der Verkündung eingetrete-
ner Wertzuwachs mit versteuert worden ist. 
Beispiel 1: Ein Grundstück wurde am 1.6.1996 für 100.000 EUR erworben und am 1.6.1999 für 
150.000 EUR veräußert. Der Verkehrswert des Grundstücks betrug bereits am 31.3.1999 
150.000 EUR. Der Veräußerungsgewinn von 50.000 EUR ist einkommensteuerfrei. Die Veräußerung 
des Grundstücks erfolgte zwar nach Verkündung des Gesetzes am 31.3.1999, der Wertzuwachs war 
aber bereits bei Verkündung des Gesetzes vorhanden. 
Beispiel 2: Ein Grundstück wurde am 1.6.1996 für 200.000 EUR erworben und am 1.6.2004 für 
400.000 EUR veräußert. Der Verkehrswert des Grundstücks betrug am 31.3.1999 280.000 EUR. Vom 
Veräußerungsgewinn von 200.000 EUR ist der bis zum 31.3.1999 entstandene Wertzuwachs von 
80.000 EUR (einkommensteuerfrei) abzuziehen. Der Restbetrag von 120.000 EUR unterliegt der Ein-
kommensteuer im Jahr 2004. 
 
Vom Finanzamt geleistete Zinsen auf Einkommensteuererstattungen sind nicht zu versteuern  
Bundesfinanzhof, VIII-R-33/07, Pressemitteilung vom 08.09.2010 
Gesetzliche Zinsen, die das Finanzamt aufgrund von Einkommensteuererstattungen an den Steuer-
pflichtigen zahlt (sog. Erstattungszinsen) unterliegen nicht der Einkommensteuer. Das hat der BFH mit 
Urteil vom 15. Juni 2010 VIII R 33/07 entschieden und damit seine frühere Rechtsprechung teilweise 
geändert. 
Bis 1999 konnten Nachzahlungszinsen, die der Steuerpflichtige an das Finanzamt zu zahlen hatte, als 
Sonderausgaben abgezogen werden. Nachdem diese Regelung ersatzlos entfallen war, mussten die 
Erstattungszinsen nach wie vor versteuert werden, während die Nachzahlungszinsen nicht mehr ab-
gezogen werden durften. Das war bei vielen Steuerpflichtigen auf Unverständnis gestoßen. Nach der 
Änderung der Rechtsprechung sind nun gesetzliche Zinsen, die im Verhältnis zwischen Steuerpflichti-
gen und FA für Einkommensteuernachzahlungen oder -erstattungen entstehen, insgesamt steuer-
rechtlich unbeachtlich.  



 
 

Lohn und Gehalt 
Anwendung der 1 %-Regelung nur bei tatsächlicher privater Nutzung von Dienstwagen 
Wenn ein Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer unentgeltlich einen Dienstwagen zur privaten Nutzung 
überlässt, stellt der Vorteil Lohn dar, dessen Wert i. d. R. gemäß der 1 %-Regelung zu ermitteln ist. 
Probleme gibt es immer dann, wenn zwischen den Beteiligten keine Regelung über die Privatnutzung 
getroffen wird oder der Arbeitgeber ein privates Nutzungsverbot ausgesprochen hat. 
Im entschiedenen Fall hatte eine Apotheke mit angegliederter Arzneimittelherstellung einen Fuhrpark 
von sechs PKW, darunter ein Fahrzeug der Oberklasse. Die Fahrzeuge standen den 80 Mitarbeitern 
sowie dem Sohn als leitenden Angestellten für betriebliche Fahrten zur Verfügung, wobei die private 
Nutzung verboten war. Das Finanzamt unterstellte, dass der Sohn das Fahrzeug der Oberklasse auch 
privat nutzte und ermittelte die Nutzung nach der 1 %-Regelung, weil auch keine Fahrtenbücher ge-
führt wurden. Nach der allgemeinen Lebenserfahrung spreche der Beweis des ersten Anscheins für 
eine private Nutzung. 
Der Bundesfinanzhof entschied, dass der Anscheinsbeweis die fehlende Feststellung des Finanzamts 
nicht ersetzen kann. Einen Vorteil, den der Arbeitnehmer gegen den Willen des Arbeitgebers erlangt, 
zählt – wegen fehlendem Bezugs zur Beschäftigung – nicht als Arbeitslohn. 

Extensive private Nutzung des Dienst-PC kann außerordentliche Kündigung rechtfertigen 
Auch langjährig Beschäftigten darf außerordentlich gekündigt werden, wenn sie Dienst-PCs unerlaubt 
extensiv nutzen. Dafür ist auch keine vorherige Abmahnung erforderlich. Dies hat das Landesarbeits-
gericht Niedersachsen entschieden. 
In dem Verfahren ging es um einen seit dem Jahr 1976 in einem Bauamt beschäftigten Gemeindemit-
arbeiter, der auf Partnersuche war und deshalb über einen Zeitraum von mehr als sieben Wochen 
täglich mehrere Stunden mit dem Schreiben und Beantworten privater E-Mails zugebracht hatte, teil-
weise in einem Umfang, der ihm gar keinen Raum für die Erledigung von Dienstaufgaben mehr ließ. 
Das Landesarbeitsgericht verwies auf die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts, wonach ein 
Arbeitnehmer bei privater Internetnutzung während der Arbeitszeit grundsätzlich seine Arbeitspflicht 
verletzt. Dabei wiegt die Pflichtverletzung umso schwerer, je mehr der Arbeitnehmer dabei seine Ar-
beitspflicht in zeitlicher und inhaltlicher Hinsicht vernachlässigt. Danach komme im Falle einer extensi-
ven Internetnutzung während der Arbeitszeit auch eine außerordentliche Kündigung ohne Abmahnung 
in Betracht. Eine solche extensive Internetnutzung lag hier nach Ansicht des Gerichts vor. 

Diskriminierung eines Stellenbewerbers wegen seines Alters  
Bundesarbeitsgericht, 8-AZR-530/09, Pressemitteilung vom 19.08.2010 

Eine Stellenausschreibung verstößt grundsätzlich gegen das Altersdiskriminierungsverbot, wenn ein 
"junger" Bewerber gesucht wird. 
Der Senat hat die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts bestätigt. Die Stellenausschreibung der 
Beklagten verstieß gegen § 11 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG), der verbietet, dass eine 
Stelle unter Verstoß gegen das Benachteiligungsverbot des § 7 AGG ausgeschrieben wird. Danach 
sind Stellen u. a. "altersneutral" auszuschreiben, wenn kein Rechtfertigungsgrund iSd. § 10 AGG für 
eine unterschiedliche Behandlung wegen des Alters vorliegt. 
 

Erbschaft- und Schenkungsteuer 
Ungleichbehandlung von Ehe und eingetragener Lebenspartnerschaft im Erbschaft- und 
Schenkungsteuergesetz verfassungswidrig 
Nach dem für die Zeit vom 1.1.1997 bis zum 31.12.2008 geltenden Erbschaft- und 
Schenkungsteuergesetz waren eingetragene Lebenspartnerschaften nach Schaffung des Rechtsinsti-
tuts der Lebenspartnerschaft ab 2001 erheblich höher belastet als Ehegatten. Während Ehegatten der 
günstigen Steuerklasse I unterfielen, wurden Lebenspartner in die Steuerklasse III eingeordnet. Auch 
die Freibeträge waren für Ehegatten erheblich höher. So erhielten Ehegatten einen persönlichen Frei-
betrag von 307.000 EUR, Lebenspartner dagegen nur 10.000 EUR. Durch das Erbschaftsteuerre-
formgesetz sind die Freibeträge nunmehr gleich hoch. Dagegen gibt es immer noch den Unterschied 
in den Steuerklassen, der allerdings durch das Jahressteuergesetz beseitigt werden soll. 
Laut Bundesverfassungsgericht bestehen für die Schlechterstellung der eingetragenen Lebenspartner 
gegenüber den Ehegatten keine Unterschiede von solchem Gewicht, die eine Benachteiligung der 



 
Lebenspartner rechtfertigen könnten. Dies gilt sowohl für die Gewährung der Freibeträge als auch für 
Zuordnung zu den Steuerklassen. 
Der Gesetzgeber ist aufgefordert, bis zum 31.12.2010 eine Neuregelung für die vom Erbschaft- und 
Schenkungsteuergesetz a. F. betroffenen Altfälle (16. Februar 2001 bis 24. Dezember 2008) zu tref-
fen. 
 

Umsatzsteuer 

Rückgabe der Rechnung als Ersatz für die Rechnungsberichtigung; Eingescannte Ausfuhrbe-
lege genügen nicht als Belegnachweis für steuerfreie Ausfuhrlieferungen  
Finanzgericht München, 3-K-1180/08, Urteil vom 19.05.2010 

1. Die zurückgegebene Rechnung kann die Rechnungsberichtigung gegenüber dem Rech-
nungsempfänger nur dann ersetzen, wenn der Rechnungsaussteller das Original der zurück-
erhaltenen Rechnung vorweisen kann. 

2. § 14c UStG erfasst nur Rechnungen, die zum Vorsteuerabzug berechtigen, da nur insoweit 
eine Gefährdung des Steueraufkommens durch den Umsatzsteuerausweis zu besorgen ist. 

3. Als Belegnachweis für eine steuerfreie Ausfuhrlieferung genügt es nicht, dass der Unterneh-
mer den Beleg mit dem Sichtvermerk der Ausgangszollstelle eingescannt hat, nur noch auf 
einem Datenträger aufbewahrt und nach Vernichtung der Originalbelege nur noch eine ent-
sprechende Datei oder den Ausdruck derselben, nicht aber den Originalbeleg zur Verfügung 
stellen kann. 

 


